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7. Wahlperiode 


Sachgebiet 2030 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Frau Meermann, Frau Eilers (Bielefeld), Frau Schlei, Frau Dr. Timm, 
Frau Dr. Lepsius, Liedtke, Frau Funcke, Groß, Frau Lüdemann und der Fraktionen 
der SPD, FDP 


betr. Teilzeitarbeit im öffentlichen Dienst 


Durch beamten- und besoldungsrechtliche Vorschriften ist 
sichergestellt, daß Beamtinnen und Richterinnen eine Teilzeit- 
beschäftigung ausüben oder sich langfristig beurlauben lassen 
können. Diese insbesondere für Mütter kleiner Kinder geltende 
Regelung wird im Haushaltsgesetz unzureichend berücksichtigt. 
Darüber hinaus widerspricht die geltende Abfindung von 
Frauen, die wegen Verheiratung aus dem Beamtenverhältnis 
ausscheiden, unserer politischen Zielvorstellung, eine eigen- 
ständige soziale Sicherung für alle Frauen aufzubauen. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Hält es die Bundesregierung für zwingend erforderlich, daß 
Beamtinnen, deren Arbeitszeit gemäß § 79 a BBG auf die 
Hälfte ermäßigt ist, auf einer vollen Planstelle geführt wer- 
den? 

2. Hat diese Art der Stellenbewirtschaftung wegen der nur be- 
grenzten Ausnutzung der Stellen Auswirkungen auf die 
Übernahme von Frauen, bei denen damit zu rechnen ist, daß 
sie von der Möglichkeit der Teilzeitarbeit Gebrauch machen, 
ins Beamtenverhältnis oder auf die Beförderungschancen von 
teilzeitbeschäftigten Beamtinnen? 

3. Könnte eine flexiblere Stellenbewirtschaftung erreicht wer- 
den, wenn auf einer Planstelle zwei teilzeitbeschäftigte 
Beamtinnen oder wenn Teilzeitbeamtinnen auf einer halben 
Planstelle geführt und im übrigen eine halbe Leerstelle für 
sie im Haushaltsplan ausgebracht würde? 

4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Regelung 
der §§ 152, 153 BBG, wonach weibliche Beamten, die wegen 
Heirat aus dem Beamtenverhältnis ausscheiden, eine Ab- 
findung in Geld erhalten, im Zusammenhang mit den Schrit- 
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ten zum Ausbau einer eigenständigen sozialen Sicherung 
der Frau beseitigt werden sollte? 


Bonn, den 24. Januar 1974 


Frau Meermann 
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